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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG 
 
 
 
Vollzug der Baugesetze; 
Errichtung einer Fachober- und Berufsschule mit Werkstätten für die Berufsschule,  
Abbruch bestehender Schulgebäude 
Gemarkung Wasserburg a. Inn, Flurstücke 884, 884/48, 884/53, 884/54, 922 
 
Vorhaben: Errichtung einer Fachober- und Berufsoberschule mit Werkstätten für die Berufsschule. 

Abbruch bestehende Schulgebäude 
Bauort: 83512 Wasserburg a. Inn, Ponschabaustraße 2, 4, 20, 22,  

Ponschabaustraße 16-18 
Lage: Gemarkung Wasserburg a. Inn, Flurstücke 884, 884/48, 884/53, 884/54, 922 
 
 
Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 
 

Baugenehmigung 
 
Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 

zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-

gebühr fällig. 
 
 
Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.205, eingesehen werden. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 05.08.2026 
 
gez. 
 
Pilz 
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Vollzug der Baugesetze; 
Neubau 4 Reihenhäuser mit Carports, Stellplätzen, offenen Pergolen 
Gemarkung Bad Aibling, Flurstücke 1189/1, 1189/10, 1189/11, 1189/12, 1189/13, 1189/14, 1189/15, 1189/16 
 
Vorhaben: Neubau 4 Reihenhäuser mit Carports, Stellplätzen, offenen Pergolen 
Bauort: 83043 Bad Aibling, Röntgenstraße 11a, 11a, 11a, 11a, 11a, 11a, 11a, 11a 
Lage: Gemarkung Bad Aibling, Flurstücke 1189/1, 1189/10, 1189/11, 1189/12, 1189/13, 

1189/14, 1189/15, 1189/16 
 
 
Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 
 

Baugenehmigung 
 
Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 

zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-

gebühr fällig. 
 
 
Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.205, eingesehen werden. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 10.08.2026 
 
gez. 
 
Kunadt 
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Vollzug der Baugesetze; 
Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 8 Wohneinheiten, Garagen, Carports und Stellplätzen 
sowie Abbruch des best. Wohnhauses mit Garage 
Gemarkung Edling, Flurstücke 246/10, 215/3 
 
Vorhaben: Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 8 Wohneinheiten, Garagen, Carports 

und Stellplätzen, sowie Abbruch des best. Wohnhauses mit Garage 
Bauort: 83533 Edling, Finkenweg 1, Drosselweg 10 
Lage: Gemarkung Edling, Flurstücke 246/10, 215/3 
 
 
Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 
 

Baugenehmigung 
 
Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 

zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-

gebühr fällig. 
 
 
Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.212, eingesehen werden. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 11.08.2026 
 
gez. 
 
Niedermaier 
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RECHTSPFLEGE, PERSONENSTANDSWESEN,  
ÖFFENTLICHE SICHERHEIT UND ORDNUNG 

 
 
 
Vollzug der Naturschutzgesetze; 
Aufhebung der einstweiligen Sicherstellung von zwei Eichen in der Gemeinde Raubling 
 
 
Die einstweilige Sicherstellung der beiden Eichen auf der Flurnummer 874/0, Gemarkung Pfraundorf, Gemeinde Raubling 
(Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 10 des Landkreises Rosenheim vom 26.06.2026 (Seite 206f)) wird mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben (§ 22 Abs. 3 Satz 4 Bundesnaturschutzgesetz). 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 13.08.2026 
 
gez. 
 
Kraus-Böhne 
  



 

255 
 

BAUEN, PLANEN, GEWÄSSER, WOHNEN 
 
 
 
Vollzug § 76 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes - WHG –  
und Art. 47 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes;  
Verlängerung der Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes  
am Wildbach Auerbach (Wildbachgefährdungsbereich) von Fluss-km 0,0 bis, 2,80 sowie den Zuflüssen 
Fischbach, Trisslbach, Hocheckgraben sowie am Röthenbach von Fluss-km 0,0 bis 2,78 
auf dem Gebiet der Gemeinde Oberaudorf 
 
 
Das Überschwemmungsgebiet am Wildbach Auerbach (Wildbachgefährdungsbereich) von Fluss-km 0,0 bis 2,80 sowie an 
den Zuflüssen Fischbach, Trisslbach, Hocheckgraben sowie am Röthenbach von Fluss-km 0,0 bis 2,78 in der Gemeinde 
Oberaudorf wurde durch Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rosenheim Nr. 35 vom 24.09.2021, geändert 
durch Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rosenheim Nr. 02 vom 28.02.2025, ortsüblich bekannt gemacht und 
damit vorläufig gesichert im Sinne von § 76 Abs. 3 WHG in Verbindung mit Art. 47 Abs. 2 und 3 BayWG.  
 
Gemäß Art. 47 Abs. 5 Satz 2 BayWG endet die vorläufige Sicherung nach Ablauf von fünf Jahren. Da das Überschwem-
mungsgebiet noch nicht durch Rechtsverordnung festgesetzt wurde, wird gemäß Art. 47 Abs. 5 Satz 3 BayWG die Frist für 
die vorläufige Sicherung um zwei Jahre verlängert. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 27.07.2026 
 
gez. 
 
Otto Lederer 
Landrat          (34-2026-60382) 
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Vollzug der Wassergesetze;  
Verordnung des Landratsamtes Rosenheim über das Überschwemmungsgebiet  
am Wildbach Aubach (Wildbachgefährdungsbereich) von Fluss-km 1,60 bis 4,40  
auf dem Gebiet der Gemeinde Bad Feilnbach im Landkreis Rosenheim vom 12.08.2026 
 
 

Ü b e r s c h w e m m u n g s g e b i e t s v e r o r d n u n g 
für das Überschwemmungsgebiet  

am Wildbach Aubach (Wildbachgefährdungsbereich) von Fluss-km 1,60 bis 4,40 
auf dem Gebiet der Gemeinde Bad Feilnbach im Landkreis Rosenheim 

 
 
Das Landratsamt Rosenheim erlässt aufgrund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes -WHG- in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84), 
in Verbindung mit Art. 46 Abs. 3 und Art. 73 des Bayerischen Wassergesetzes -BayWG- (BayRS 753-1-UG) folgende oben 
bezeichnete Verordnung: 
 
 

§ 1 Allgemeines, Zweck 
 
(1) 1In der Gemeinde Bad Feilnbach wird das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet für oben genannten 

Wildbachgefährdungsbereich festgesetzt. 2Das Überschwemmungsgebiet betrifft die in § 2 dargestellten Flächen, die 
bei einem 100-jährlichen Hochwasser überschwemmt oder durchflossen oder die für Hochwasserentlastung oder Rück-
haltung beansprucht werden. 3Für dieses Gebiet werden die folgenden Regelungen erlassen. 

 
(2) 1Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hochwassergefahr in dem betroffe-

nen Bereich. 2Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren 
getroffen. 

 
(3) 1Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebietes ist das 100-jährliche Hochwasser unter Beachtung der 

wildbachtypischen Eigenschaften (im Folgenden Bemessungshochwasser - HQ100). 2Ein 100-jährliches Hochwasser 
wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. 3Da es sich um 
einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten. 4Die wildbachtypi-
schen Eigenschaften umfassen ein zumindest streckenweise großes Gefälle, rasch und stark wechselnden Abfluss und 
zeitweise hohe Feststoffführung (insbesondere Schwemmholz, Sand, Kies und Geröll). 

 
 

§ 2 Umfang des Überschwemmungsgebiets, Kennzeichnung der Hochwasserlinie 
 
(1) 1Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlage) veröffentlichten Übersichtskarte eingetra-

gen. 2Maßgeblich für die genaue Grenzziehung sind die Detailkarten K01 und K02 im Maßstab 1 : 2.500. 3Die Karten 
können im Landratsamt Rosenheim und im Rathaus der Gemeinde Bad Feilnbach während der Öffnungszeiten einge-
sehen werden. 4Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die 
Grenze ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 5Gänzlich im 
Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellten Gebäuden, die teilweise im Überschwem-
mungsgebiet liegen, sind in der Detailkarte ebenfalls farblich hervorgehoben. 6Die in den Sätzen 1 und 2 genannten 
Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. 

 
(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungsgebiet gelegenen Grundstücke be-

rühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 
 
(3) 1Auskunft über die Höhe der HW100-Linie (Wasserstand bei 100-jährlichem Hochwasser) erteilt das Landratsamt Ro-

senheim. 2An öffentlichen Gebäuden und an öffentlichen Anlagen soll die HW100-Linie als Anhaltspunkt für die 
Hochwassergefahr für jede Person gut sichtbar gekennzeichnet werden.  

 
 

§ 3 Bauleitplanung, Errichten und Erweitern von baulichen Anlagen 
 
(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete sowie die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen gilt § 78 

Abs. 1 bis 3 WHG.  
 
(2) Für die Errichtung oder Erweiterung von baulichen Anlagen gilt § 78 Abs. 4, 5 und 7 WHG. 
 
(3) Bei der Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 78 Abs. 2 

bzw. Abs. 5 WHG sind die wildbachtypischen Eigenschaften zu berücksichtigen. 
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§ 4 Sonstige Vorhaben 
 
1Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 2 WHG. 2Bei der Beurteilung 
des Vorliegens der Voraussetzungen zur Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 78a Abs. 2 WHG sind die wild-
bachtypischen Eigenschaften zu berücksichtigen. 
 
 

§ 5 Heizölverbraucheranlagen 
 
(1) 1Für die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen gilt § 78c Abs. 1 WHG.  
 
(2) 1Für bestehende Heizölverbraucheranlagen gilt § 6 Abs. 1. 
 
(3) Für die Prüfpflicht neuer und bestehender Heizölverbraucheranlagen gilt § 6 Abs. 3. 
 
 

§ 6 Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
(1) Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gilt § 50 der Verordnung 

über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 2Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen sind zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. 

 
(2) Für die Errichtung und den Betrieb von Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 

Abs. 13 AwSV gelten die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. 
 
(3) 1Bei prüfpflichtigen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Geltungsbereich dieser Verordnung sind 

gemäß § 46 Abs. 3 AwSV die Prüfzeitpunkte und Prüfintervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu beachten. 2Be-
stehende Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Geltungsbereich dieser Verordnung, die nach § 
46 Abs. 3 i.V.m. Anlage 6 AwSV prüfpflichtig sind, bislang aber nicht zumindest einmal von einem Sachverständigen 
nach AwSV auf ihre Hochwassersicherheit geprüft worden sind, sind bis zum 31.07.2027 erstmalig durch einen Sach-
verständigen nach AwSV prüfen zu lassen. 3Ablauf und Durchführung richten sich nach der AwSV. 4Mit dem Abschluss 
dieser Prüfung beginnt die Frist für wiederkehrende Prüfungen dieser Anlagen nach AwSV. 5Weitergehende Regelun-
gen in Einzelfallanordnungen nach AwSV oder in behördlichen Zulassungen für die Anlage bleiben unberührt. 

 
 

§ 7 Antragstellung 
 
1Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 Satz 1 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender Anwendung der 
für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayerischen Bauordnung die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten 
Unterlagen vorzulegen. 2Vorlagepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren 
(WPBV) vom 13.03.2000 (GVBI. S. 156), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20.10.2010 (GVBI. S. 727) bleiben unbe-
rührt. 
 
 

§ 8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
1Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rosenheim in Kraft. 2Gleich-
zeitig tritt die vorherige Verordnung des Landratsamtes Rosenheim in der Fassung vom 08.05.2023, veröffentlicht im 
Amtsblatt Nr. 05 für den Landkreis Rosenheim vom 26.05.2023, außer Kraft. 
 
 
Landratsamt Rosenheim, 
Rosenheim, 12.08.2026 
 
gez. 
 
Otto Lederer 
Landrat          (34-2025-61113)    
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FINANZWESEN 
 
 
 
Vollzug des KommZG und der GO;  
Haushalt 2026 des Schulverbandes für die Grundschule Feldkirchen-Westerham 
 
 

I. 
 
Die Verbandsversammlung des Schulverbandes für die Grundschule Feldkirchen-Westerham hat in der Sitzung vom 
03.12.2025 den Haushalt des Jahres 2026 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Be-
standteile. Zur Erlangung der Rechtswirksamkeit wird die Haushaltssatzung nachstehend bekannt gemacht: 
 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan 
des Grundschulverbandes 

Feldkirchen-Westerham 
 

für das Haushaltsjahr 2026 
 

Haushaltssatzung 
 
des Grundschulverbandes Feldkirchen-Westerham Landkreis Rosenheim für das Haushaltsjahr 2026 
 
 
Auf Grund des Art. 9 Bay. Schulfinanzierungsgesetz sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Grundschulver-
band folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt im 
 
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 946.900 € 
 
und im 
 
Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 382.000 € ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Verwaltungsumlage (Umlegung nach der Schülerzahl) 
 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlagensoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt wird auf 739.800 € festgesetzt.Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die 
Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
 
Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2025 von insgesamt 354 Verbandsschülern (ohne Gastschüler) besucht. 
 
Die Verwaltungsumlage beträgt somit je Verbandschüler 2.089,83 €  
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Investitionsumlage (Umlegung nach der Schülerzahl) 
 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlagensoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
mögenshaushalt wird auf 382.000 € festgesetzt. Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die 
Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
 
Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2025 von insgesamt 354 Verbandsschülern (ohne Gastschüler) besucht. 
 
Die Investitionsumlage beträgt somit je Verbandschüler 1.079,10 €  
 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
 
Schulverband Feldkirchen-Westerham 
Feldkirchen-Westerham, 28.07.2026 
 
gez. 
 
Zistl 
Vorsitzender der Grundschulverbandsversammlung 
 
 

II. 
 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung und der zur Haushaltssatzung gehörende Haushaltsplan bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle 
des Schulverbandes (Gemeinde Feldkirchen-Westerham, Ollinger Str. 10, 83620 Feldkirchen-Westerham) zur öffentlichen 
Einsicht ausliegt. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 03.08.2026 
 
gez.  
 
Stegemann 
Oberregierungsrat 
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Vollzug des KommZG und der GO;  
Haushalt 2026 des Mittelschulverbandes Feldkirchen-Westerham 
 
 

I. 
 
Die Verbandsversammlung des Mittelschulverbandes Feldkirchen-Westerahm hat in der Sitzung vom 03.12.2026 den Haus-
halt des Jahres 2026 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. Zur 
Erlangung der Rechtswirksamkeit wird die Haushaltssatzung nachstehend bekannt gemacht: 
 
 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan 
des Mittelschulverbandes 
Feldkirchen-Westerham 

 
für das Haushaltsjahr 2026 

 
Haushaltssatzung 

 
des Mittelschulverbandes Feldkirchen-Westerham Landkreis Rosenheim für das Haushaltsjahr 2026 
 
 
Auf Grund des Art. 9 Bay. Schulfinanzierungsgesetz sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Mittelschulver-
band folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt im 
 
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 809.050 € 
 
und im 
 
Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 400.000 € ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Verwaltungsumlage (Umlegung nach der Schülerzahl) 
 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlagensoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt wird auf 649.550 € festgesetzt. Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die 
Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
 
Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2025 von insgesamt 198 Verbandsschülern (ohne Gast- und auswärtige Mittlere-
Reife-Schüler) besucht. 
 
Die Verwaltungsumlage beträgt somit je Verbandschüler 3.280,56 €. 
 
 
Investitionsumlage (Umlegung nach der Schülerzahl) 
 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlagensoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
mögenshaushalt wird auf 400.000 € festgesetzt. 
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Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
 
Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2025 von insgesamt 198 Verbandsschülern (ohne Gast- und auswärtige Mittlere-
Reife-Schüler) besucht. 
 
Die Verwaltungsumlage beträgt somit je Verbandschüler 2.020,20 €. 
 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
 
Schulverband Feldkirchen-Westerham 
Feldkirchen-Westerham, 28.07.2026 
 
gez. 
 
Zistl 
Vorsitzender der Mittelschulverbandsversammlung 
 
 

II. 
 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung und der zur Haushaltssatzung gehörende Haushaltsplan bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle 
des Schulverbandes (Gemeinde Feldkirchen-Westerham, Ollinger Str. 10, 83620 Feldkirchen-Westerham) zur öffentlichen 
Einsicht ausliegt. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 03.08.2026 
 
gez.  
 
Stegemann 
Oberregierungsrat 
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Vollzug des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
Erlass einer geänderten Verbandssatzung für den Zweckverband zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe 
 
 
Die nachfolgende Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe wurde von der 
Verbandsversammlung des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe in ihrer Sitzung am 28.07.2026 
beschlossen und mit Schreiben des Landratsamtes Rosenheim vom 31.07.2026, Zeichen 8630.02-0001-002-0008 rechts-
aufsichtlich genehmigt. 
 

Verbandssatzung 
 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe 
 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe erlässt aufgrund Art. 26 Abs. 1 Satz 1 Gesetztes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995, 
S. 98, Bay_RS 2020-6-1-l), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) in Verbindung mit Art. 
23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796) BayRS 2020-1-1-I zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 
(GVBl. S. 637) gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 28.07.2026 die folgende mit Schreiben des Landratsam-
tes Rosenheim vom 31.07.2026 (Az.: 8630.02-0001-002-0008) genehmigte 
 
 

Verbandssatzung 
 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
(1) Der Zweckverband führt den Namen 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schonstetter Gruppe. 

 
(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in der Gemeinde Schonstett. 
 
 

§ 2 
Verbandsmitglieder 

 
(1) Verbandsmitglieder sind die Gemeinden Amerang, Eiselfing und Schonstett. 
 
(2) Dem Zweckverband können weitere Mitglieder beitreten. Der Beitritt bedarf einer Änderung der Verbandssatzung. 
 
(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Haushaltsjahres aus dem Zweckverband austreten, wenn die Ver-

bandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgemäßen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt 
muss mindestens zwei Jahre vorher schriftlich erklärt werden, er bedarf einer Änderung der Verbandssatzung. Das 
Recht, aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.  

 
 

§ 3 
Räumlicher Wirkungsbereich 

 
Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst: 
 
1. das Gebiet der Gemeinde Amerang 
2. das Gebiet der Gemeinde Eiselfing 
3. das Gebiet der Gemeinde Schonstett 
  

https://research.wolterskluwer-online.de/document/4c887b78-4b90-3557-a250-eb522b87a047/citation-document/5cc0101a-ad1b-3584-92e5-693f06e83490
https://research.wolterskluwer-online.de/document/4c887b78-4b90-3557-a250-eb522b87a047/citation-document/5cc0101a-ad1b-3584-92e5-693f06e83490
https://research.wolterskluwer-online.de/document/4c887b78-4b90-3557-a250-eb522b87a047/citation-document/5cc0101a-ad1b-3584-92e5-693f06e83490
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§ 4 
Aufgaben des Zweckverbandes 

und der Verbandsmitglieder 
 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsanlage einschließlich der Ortsnetze zu er-
richten, zu verbessern, zu erneuern, zu betreiben, zu unterhalten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits 
vorhandene Ortsnetze zu übernehmen; er versorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den einschlägigen recht-
lichen Vorgaben entsprechen muss. Dies umfasst auch die Bereitstellung von Löschwasser für den Grundschutz, soweit 
dies technisch möglich und hygienisch vertretbar ist. Feuerschutzeinrichtungen werden in Absprache mit den Mitglieds-
gemeinden hergestellt. 
 

(2) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband übertragenen Aufgaben zu erfüllen, und die 
notwendigen Befugnisse gehen auf den Zweckverband über. 

 
(3) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzungen und Verordnungen für das übertragene 

Aufgabengebiet zu erlassen. 
 

(4) Nach Maßgabe seiner vorhandenen Kapazitäten kann der Zweckverband auch Dritte für Bereiche, die nicht zum Ver-
sorgungsgebiet des Zweckverbands (§ 3) gehören, mit Trinkwasser versorgen, soweit dadurch die vorrangigen 
Interessen der Verbandsmitglieder nicht beeinträchtigt werden. Hierzu sind Wasserlieferungsverträge abzuschließen. 

 
(5) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnerzielungsabsicht. 

 
(6) Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem Gebiet die Versorgungsanlagen des Zweckverbandes nach 

dessen Richtlinien. Sie regeln in eigener Zuständigkeit und auf ihre Kosten das Freihalten und Einfetten der Hydranten. 
 

(7) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kostenlose Benutzung ihrer öffentlichen Verkehrsräume und 
der sonstigen ihrem Verfügungsrecht unterliegenden Grundstücke, soweit dies für die übertragene Aufgabe erforderlich 
ist. Die Regelungen zu den Pflichten des Zweckverbands bei Herstellung und Unterhaltung seiner Anlagen sowie zu 
den Folgepflichten und Folgekosten bei Baumaßnahmen der Verbandsmitglieder an oder in Straßen bzw. den sonstigen 
Grundstücken, die eine Änderung oder Sicherung der bestehenden Versorgungsanlagen des Zweckverbands erforder-
lich machen, erfolgen in einer gesonderten Vereinbarung. 

 
(8) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband für die Durchführung seiner satzungsgemäßen Aufgaben die 

Benutzung ihrer Akten, Pläne sowie sonstiger Unterlagen und Daten. 
 
 

II. Verfassung und Verwaltung 
 
 

§ 5 
Verbandsorgane 

 
Die Organe des Zweckverbandes sind: 
 
1.) die Verbandsversammlung 
2.) der Verbandsausschuss 
3.) der Verbandsvorsitzende 
4.) der Rechnungsprüfungsausschuss 
 
 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus der oder dem Verbandsvorsitzenden sowie den übrigen Verbandsrätinnen und 

Verbandsräten. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. 
 

(2) Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung entsendet, richtet sich nach der jeweiligen 
Einwohnerzahl in seinem Gebiet. Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens eine Vertreterin oder einen Vertreter 
in die Verbandsversammlung. Zusätzlich entsendet jedes Verbandsmitglied pro volle 1000 Einwohner in seinem Ver-
bandsgebiet eine weitere Vertreterin oder Vertreter in die Verbandsversammlung. Maßgeblich für die Berechnung der 
Zahl der Verbandsrätinnen und Verbandsräte ist die vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
fortgeschriebene Einwohnerzahl zum 31. Dezember des jeweils der Wahl der Gemeinderatsmitglieder vorausgegange-
nen Kalenderjahres. 
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(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihre ersten Bürgermeisterinnen oder ersten Bür-
germeister und die von ihren Gemeinderäten bestellten weiteren Verbandsrätinnen und Verbandsräte vertreten. Die 
ersten Bürgermeisterinnen und ersten Bürgermeister werden im Falle ihrer Verhinderung durch ihre gewählte Stellver-
tretung nach Art. 39 Abs. 1 GO vertreten; mit Zustimmung der vorstehend Genannten kann eine Gemeinde auch andere 
Vertreter bestellen. 
 

(4) Jede Verbandsrätin und jeder Verbandsrat haben eine Stellvertretung für den Fall ihrer oder seiner Verhinderung. Ver-
bandsrätinnen und Verbandsräte können nicht Stellvertretungen sein. Die Verbandsrätinnen und Verbandsräte und ihre 
Stellvertretungen sind von den Verbandsmitgliedern der oder dem Verbandsvorsitzenden, ist eine solche oder ein sol-
cher noch nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde schriftlich zu benennen. Beamtinnen und Beamte sowie 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Zweckverbands können nicht Verbandsrätin oder Verbandsrat sein. 

 
(5) Für Verbandsrätinnen und Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das Amt 

mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; entsprechendes gilt für ihre Stellvertretungen. Die weiteren Verbandsrä-
tinnen und Verbandsräte und ihre Stellvertretungen werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der 
Verbandsmitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe 
bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane 
aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn eine Verbandsrätin oder ein Verbandsrat, die oder 
der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der Vertretungskörper-
schaft ausscheidet. Die Verbandsrätinnen und Verbandsräte und ihre Stellvertretungen üben ihr Amt bis zum Amtsantritt 
der neuen Verbandsrätinnen und Verbandsräte weiter aus. 

 
 

§ 7 
Einberufung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des Verbandsvorsitzenden zusammen. Die 

Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände angeben und den Verbandsrätinnen und Ver-
bandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die 
Frist bis auf 24 Stunden abkürzen. 

 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außerdem einberufen werden, wenn 

es ein Drittel der Verbandsrätinnen und Verbandsräte oder die zuständige Aufsichtsbehörde, oder das Wasserwirt-
schaftsamt Rosenheim beantragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 

 
(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der Sitzung zu unterrichten. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Die oder der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände für die Verbandsversammlung vor. Die oder der 

Verbandsvorsitzende leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
 
(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, der jeweiligen Fachbehörden und der Geschäftsleiter haben das Recht, an den 

Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch 
andere Personen hören. 

 
 

§ 9 
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsrätinnen und Verbandsräte ordnungsgemäß 

geladen sind und die anwesenden stimmberechtigten Verbandsrätinnen und Verbandsräte die Mehrheit der von der 
Verbandssatzung vorgesehenen Stimmenzahl erreichen. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsge-
genstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsrätinnen und Verbandsräte erschienen und mit 
einer Beschlussfassung einverstanden sind. 
 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehrheit 
der Verbandsrätinnen und Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese 
Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 
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(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit, oder diese Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschrei-
ben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird 
offen abgestimmt. Jede Verbandsrätin, jeder Verbandsrat hat eine Stimme. 
 

(4) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Mitglied der Verbandsversammlung darf sich der Stimme enthal-
ten; enthält sich ein Mitglied der Verbandsversammlung trotzdem der Stimme, so gehört es nicht zu den Abstimmenden. 

 
(5) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die persönliche Beteiligung finden keine 

Anwendung. Es wird geheim gewählt. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 
Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Personen mit den höchsten 
Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder 
mehr sich bewerbende Personen die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerbe-
rinnen oder Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr 
sich bewerbende Personen die gleiche nächst höhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen 
in die Stichwahl mit der Person mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 

 
(6) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden 

Verbandsrätinnen und Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmverhält-
nis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von der oder dem Verbandsvorsitzenden und von der Schriftführerin oder 
dem Schriftführer zu unterzeichnen. Als Schriftführerin oder Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbands oder 
eines Verbandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsrätinnen und Verbandsräte, die einem 
Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift ver-
merkt wird. Abschriften der Niederschrift über öffentliche Sitzungen sind den Verbandsrätinnen und Verbandsräten zu 
übermitteln. 

 
 

§ 10 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 
 

1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den Verbandsaufgaben dienenden Ein-
richtungen; 

 
2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen; 
 
3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzungen und die Aufnahme von zu-

sätzlichen Krediten während der vorläufigen Haushaltsführung; 
 
4. die Beschlussfassung über den Finanzplan; 
 
5. die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung; 
 
6. die Wahl der oder des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertretung, die Bestellung der Mitglieder des Ver-

bandsausschusses und die Festsetzung von Entschädigungen; 
 
7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 
 
8. den Erlass, die Änderung, oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung; 
 
9. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des Zweckverbandes und die Be-

stellung von Abwicklern; 
 
10. die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an eine Einrichtung,    Ruhestandsversetzung 

und Entlassung von Beamtinnen und Beamten des Zweckverbands ab Besoldungsgruppe A 9; 
 
11. die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, Beschäftigung mittels Per-

sonalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Zweckverbands ab 
Entgeltgruppe 9a des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst oder ab einem entsprechenden Entgelt. 

 
(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 

zugewiesenen Gegenstände, soweit nicht der Verbandsausschuss nach § 14 zuständig ist. Sie ist insbesondere zu-
ständig für die Beschlussfassung über 

 
1. den Erwerb, die Belastung, den Tausch und die Veräußerung von Grundstücken, 
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2. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 4 Abs. 4 dieser Satzung, 
 
3. den Abschuss von weiteren Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Verpflichtungen in Höhe von 

mehr als 25.000 € mit sich bringen, 
 
4. die Aufnahme von Darlehen, die Übernahme von Bürgschaften und den Abschluss von Rechtsgeschäften verwand-

ter Art. 
 

Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeiten allgemein oder für den Einzelfall auf den Verbandsausschuss 
übertragen. Sie kann die Übertragung für die Zukunft jederzeit widerrufen. 

 
 

§ 11 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

 
Die Verbandsrätinnen und Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Entschädigungen der Verbandsrätinnen und Verbandsräte 
sind in der Satzung zur Regelung von Fragen des Verfassungsrechts des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Schonstetter Gruppe geregelt.  
 
 

§ 12 
Zusammensetzung des Verbandsausschusses 

und anderer Ausschüsse 
 
(1) Der Verbandsausschuss besteht aus der oder dem Verbandsvorsitzenden und drei Verbandsrätinnen bzw. Verbands-

räten. Dabei entsendet jede Mitgliedsgemeinde mindestens einen Vertreter oder eine Vertreterin in den Ausschuss. 
 
(2) Die Mitglieder werden aus der Mitte der Verbandsversammlung bestellt. Für jedes Ausschussmitglied wird eine Stell-

vertretung in gleicher Weise bestellt. Die Bestellung gilt für die Dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. Die 
Bestellten können nur aus wichtigen Gründen abberufen werden.  

 
(3) Die Zusammensetzung anderer Ausschüsse bestimmt sich nach der Geschäftsordnung und der Satzung zur Regelung 

von Fragen des Verfassungsrechts des Zweckverbandes. 
 
 

§ 13 
Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses 

 
Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die §§ 7 – 9 entsprechend. 
 
 

§ 14 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 

 
(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig für 
 

1. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Verpflichtungen in Höhe von 10.001 € 
bis 25.000 € mit sich bringen, 

 
2. die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließlich Abhilfeverfahren, die Abgabe von Prozesserklärungen ein-

schließlich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des 
Mandats an eine oder einen Prozessbevollmächtigten, wenn die finanziellen Auswirkungen auf den Zweckverband 
bzw., falls diese nicht bestimmbar, der Streitwert voraussichtlich 10.000 € übersteigt, 

 
3. die Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Mehrausgaben, soweit nach der Geschäftsordnung nicht der 

Verbandsvorsitzende zuständig ist.  
 

4. die Vorberatung des Entwurfs der Haushaltssatzung, 
 
5. Beschlüsse über Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen Durchsetzung ihrer finanziellen Ver-

pflichtungen gegenüber dem Zweckverband, 
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6. die von der oder dem Vorsitzenden, der Geschäftsleitung und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern des 
Zweckverbands zur Erfüllung ihrer Aufgaben ausgeübten Tätigkeiten zu beaufsichtigen sowie die oder den Vorsit-
zenden und die Geschäftsleitung zu beraten, 

 
7. Entscheidungen über Anträge auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang, 
 
8. die Behandlung von Anträgen aus Billigkeitsmaßnahmen (Stundung, Erlass, Niederschlagung, Aussetzung der 

Vollziehung), soweit nach der Geschäftsordnung nicht der Verbandsvorsitzende zuständig ist. 
 
(2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch Einzelbeschluss der Verbandsver-

sammlung übertragen werden. 
 
(3)  Der Verbandsausschuss ist beschließend tätig. 
 
 

§ 15 
Rechtsstellung der Mitglieder des Verbandsausschusses 

 
Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Ihre Entschädigungen sind in der Satzung zur Regelung 
von Fragen des Verfassungsrechts des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe geregelt.  
 
 

§ 16 
Wahl der Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Die oder der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertretung werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 

gewählt. Die oder der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein. 
 
(2) Die oder der Verbandsvorsitzende und ihre Stellvertretung werden auf die Dauer von sechs Jahren, sind sie Inhaber 

eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach 
Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt der oder des neugewählten Verbandsvorsitzenden weiter 
aus. 

 
 

§ 17 
Zuständigkeit der Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Die oder der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Sie oder er führt den Vorsitz in der Verbands-

versammlung und im Verbandsausschuss.   
 
(2) Die oder der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses 

und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes der ersten 
Bürgermeisterin oder dem ersten Bürgermeister zukommen. Sie oder er erfüllt die im Gesetz über die kommunale Zu-
sammenarbeit zugewiesenen weiteren Aufgaben. Die Zuständigkeit richtet sich im Übrigen nach der Geschäftsordnung.  

 
(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können der oder dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet 

des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen werden. 
 
(4) Die oder der Verbandsvorsitzende kann einzelne Befugnisse der Stellvertretung und in Angelegenheiten der laufenden 

Verwaltung Dienstkräften des Zweckverbands oder mit Zustimmung des Verbandsmitglieds dessen vertretungsberech-
tigtem Organ oder dessen Dienstkräften übertragen. 

 
(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Das gilt nicht bei Geschäf-

ten, die für den Zweckverband einmalige Verpflichtungen von nicht mehr als 2.500 € mit sich bringen. Bei der Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen genügt die Textform, soweit eine andere Rechtsvorschrift nichts Abwei-
chendes bestimmt. 

 
 

§ 18 
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

 
Die oder der Verbandsvorsitzende und ihre Stellvertretung sind ehrenamtlich tätig. Unbeschadet des § 11 erhält die oder 
der Verbandsvorsitzende für Tätigkeiten nach § 17 eine Aufwandsentschädigung. Dies gilt ebenso für die Stellvertretung 
nach dem Maß ihrer besonderen Inanspruchnahme. Die Höhe dieser Entschädigungen ist in der Satzung zur Regelung von 
Fragen des Verfassungsrechts des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe geregelt. 
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§ 19 
Dienstkräfte des Zweckverbandes 

 
(1) Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann ihm mit Zustimmung der oder des Verbandsvorsit-

zenden durch Beschluss Zuständigkeiten der oder des Verbandsvorsitzenden nach § 17 Abs. 2 Satz 1 und unbeschadet 
des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen. 

 
(2) Der Geschäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse beratend teil. 
 
 

III. 
Wirtschafts- und Haushaltsführung 

 
 

§ 20 
Verbandswirtschaft 

 
Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbands gelten die Vorschriften für Gemeinden entsprechend, soweit 
sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. Die Haushaltswirtschaft wird nach 
den Grundsätzen nach den Grundsätzen der doppelten kaufmännischen Buchführung geführt. Es werden die Vorschriften 
§§ 10 bis 18 und 20 bis 23 der Eigenbetriebsverordnung angewandt. 
 
 

§ 21 
Haushaltssatzung 

 
(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern rechtzeitig, spätestens einen Monat vor der Beschluss-

fassung in der Verbandsversammlung, zu übermitteln. 
 
(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres zu beschließen und mit ihren Anlagen 

der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
 
(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung der Genehmi-

gungen, sonst einen Monat nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde nach § 26 Abs. 1 bekannt gemacht. 
 
 

§ 22 
Deckung des Finanzbedarfs 

(Umlegungsschlüssel) 
 
(1) Der Zweckverband deckt seinen Finanzbedarf durch Zuweisungen und Zuschüsse, sowie durch Beiträge und Gebüh-

ren, die er nach den Vorschriften des Kommunalabgaberechts von den Anschlussnehmern erhebt. 
 
(2) Der durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf für die Er-

richtung, Verbesserung, Erneuerung und Erweiterung der Wasserversorgungsanlage sowie der laufende Finanzbedarf 
werden auf die Verbandsmitglieder umgelegt. Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der innerhalb des Versorgungs-
gebiets des Zweckverbands im Gebiet der Verbandsmitglieder befindlichen Einwohnerinnen und Einwohner. Die 
jeweilige Einwohnerzahl ist die vom Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung fortgeschriebene Einwohnerzahl 
zum 31. Dezember des jeweils der Festsetzung der Umlage vorausgehenden Kalenderjahres.  

 
 

§ 23 
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

 
(1) Die Umlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie kann nur während des Haus-

haltsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 
 
(2) Bei der Festsetzung der Umlage ist anzugeben: 
 

1. die Höhe des durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbe-
darfs für die Errichtung, Verbesserung, Erweiterung und Erneuerung der Wasserversorgungsanlage sowie für den 
laufenden Finanzbedarf (Umlagesoll), 

 
2. die maßgeblichen Einwohnerzahlen nach § 22 Abs. 2 jedes einzelnen Verbandsmitglieds (Bemessungsgrundlage), 
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3. der Umlagebetrag, der auf je einen Einwohner der Verbandsmitglieder trifft (Umlagesatz),  
 
4. die Höhe der Umlage für jedes Verbandsmitglied. 

 
(3) Der Umlagebetrag ist den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid). 
 
(4) Die Umlagen werden mit einem Viertel ihres Jahresbetrags am 10. jedes dritten Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht 

rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern Zinsen in Höhe von 0,5 Prozent für jeden 
vollen Monat gefordert werden. 

 
(5) Ist die Umlage bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Festsetzung 

vorläufige vierteljährliche Teilbeträge in Höhe, der im abgelaufenen Haushaltsjahr zuletzt erhobenen vierteljährlichen 
Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage für das laufende Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen Zahlungen 
zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

 
 

§ 24 
Kassenverwaltung 

 
(1) Die Verwaltungs- und Kassengeschäfte werden in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes abgewickelt. 
 
(2) Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung bestellt. Sie dürfen weder selbst 

anordnen noch bei ihrer Anordnung mitwirken. 
 
(3) Durch Beschluss der Verbandsversammlung können Verwaltungs- und Kassengeschäfte auch anderen Kommunen 

oder Körperschaften des öffentlichen Rechts übertragen werden. 
 
 

§ 25 
Jahresrechnung, Prüfung 

 
(1) Die oder der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von sechs Monaten 

nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 
 
(2) Die Jahresrechnung soll von einem Rechnungsprüfungsausschuss binnen 12 Monaten örtlich geprüft werden. Der 

Rechnungsprüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. Er besteht aus drei Mitgliedern. 
 
(3) Nach Abschluss der örtlichen Prüfung ist die Jahresrechnung der Verbandsversammlung vorzulegen. Die Verbands-

versammlung stellt die Jahresrechnung fest und beschließt über die Entlastung. 
 
(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung findet die überörtliche Rechnungsprüfung statt. Überörtliches Prüfungsorgan 

ist die staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamts Rosenheim. 
 
 

IV. 
Schlussbestimmungen 

 
 

§ 26 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim bekannt 

gemacht. Die Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen werden. 
 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. 
 
 

§ 27 
Auflösung, Auseinandersetzung 

 
(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgemäßen Stimmenzahl in der 

Verbandsversammlung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie diese Verbandssatzung be-
kannt zu machen.  
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(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf andere juristische Personen des öffentli-
chen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übergehen, haben die Verbandsmitglieder die Beamtinnen und Beamten und 
Versorgungsempfänger anteilig entsprechend ihrer Einwohnerzahl zu übernehmen. 

 
(6) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen Anlagen 

der örtlichen Versorgung zum Restbuchwert und die der überörtlichen Versorgung zum geschätzten Zeitwert zu über-
nehmen. Bei Anlagen der überörtlichen Versorgung ist den übrigen beteiligten Gemeinden auf Verlangen ein 
Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Im Übri-
gen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der 
übernommenen Gegenstände nach dem in § 22 festgelegten Verhältnis zu verteilen. Übersteigen bei Auflösung des 
Zweckverbandes die Verbindlichkeiten das vorhandene Vermögen, so ist der Fehlbetrag nach demselben Verhältnis 
auf die Verbandsmitglieder umzulegen. 

 
(7) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, so 

wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt 
seines Ausscheidens aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen Anlagen der örtlichen 
Versorgung unter Anrechnung auf seinen Abfindungsanspruch zum Restbuchwert zu übernehmen. Bezüglich der beim 
Zweckverband verbleibenden Anlagen der überörtlichen Versorgung ist ihm auf Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf 
der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Der Abfindungsanspruch wird fünf 
Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbands fällig. Die Beteiligten können für 
die Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruchs eine abweichende Regelung vereinbaren. 

 
 

§ 28 
Schlichtung von Streitigkeiten 

 
(1) Aufsichtsbehörde des Zweckverbandes ist das Landratsamt Rosenheim. 
 
(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleichgeordnet gegen-

überstehen und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis, ist 
die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen. 

 
 

§ 29 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verbandssatzung tritt am 08.06.2026 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 10.12.1997 (Amtsblatt Nr. 12 des Landkreises Rosenheim vom 22.12.1997, 

Seite 197), in der Fassung der Änderungssatzung vom 28.11.2013 (Amtsblatt für den Landkreis Rosenheim Nr. 14 vom 
17.12.2013, Seite 197) außer Kraft. 

 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe 
Schonstett, 31.07.2026 
 
gez.  
 
Georg Reinthaler 
Verbandsvorsitzender 
 
 
Die Verbandssatzung wird zur Erlangung der Rechtswirksamkeit bekanntgemacht. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 04.08.2026 
 
gez. 
 
Stegemann 
Oberregierungsrat 
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Vollzug des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG); 
Erlass der Satzung des Schulverbandes für die Mittelschule Rott a. Inn 
 
 
Die Verbandsversammlung des Mittelschulverbandes Rott a. Inn hat in der Sitzung vom 23.06.2026 die nachstehende Sat-
zung des Schulverbandes für die Mittelschule Rott a. Inn vom 24.06.2026 beschlossen. Die Satzung vom 24.06.2026 wird 
hiermit bekanntgemacht. 
 
 

Satzung des Schulverbandes 
für die Mittelschule Rott a. Inn 

 
Die Schulverbandsversammlung des Mittelschulverbandes Rott a. Inn erlässt aufgrund des Art.9 Abs.9 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) – BayRS 2230-7-1-UK - i.V.m. Art.1 Abs.3, Art.19 Abs.1 Nr.1 sowie Abs.2 Nr.1, 
Art.29 Satz 2, Art.30 Abs.2, Art.47 Abs.6 und Art.26 Abs.1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) – BayRS2020-6-1-I - sowie Art.20a und Art.32 Abs.1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) – 
BayRS 2020-1-1-I – folgende 
 

Verbandssatzung 
 
 

Übersicht:  
§ 1  Bestand des Schulverbandes 
 
§ 2  Organe des Schulverbandes 
 
§ 3  Schulverbandsversammlung 
 
§ 4  Schulverbandsvorsitzender  
§ 5  Rechtsstellung des Schulverbandsvorsitzenden und der  
übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung  
§ 6  Geschäftsgang des Schulverbandes  
§ 7  Geschäftsführung des Schulverbandes  
§ 8  Kassengeschäfte des Schulverbandes  
§ 9  Rechnungsprüfung  
§ 10  Finanzierung des Schulverbandes  
§ 11  Auseinandersetzung  
§ 12  Bekanntmachungen des Schulverbandes  
§ 13  Inkrafttreten 
 

 
 

§ 1 Bestand des Schulverbandes 
 

(1) Der Schulverband besteht aufgrund der Errichtung der Mittelschule Rott a. Inn als Verbandsschule. 
 
(2) Mitglieder des Schulverbandes sind die Gemeinden Griesstätt, Ramerberg und Rott a. Inn. 
 
(3) Sein räumlicher Wirkungsbereich umfasst den mit Rechtsverordnung der Regierung von Oberbayern vom 24.08.2011 

festgelegten Mittelschulsprengel der Mittelschule Rott a. Inn. 
 
(4) Er führt den Namen „Mittelschulverband Rott a. Inn“ und hat seinen Sitz in der Gemeinde Rott a. Inn (c/o Verwaltungs-

gemeinschaft Rott a. Inn). 
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§ 2 Organe des Schulverbandes 
 
(1) Organe des Schulverbandes sind 
 

1. die Schulverbandsversammlung 
2. die Person, die den Vorsitz des Schulverbands führt (Schulverbandsvorsitzender) 

 
(2) Für den Mittelschulverband wird zusätzlich ein Rechnungsprüfungsausschuss gebildet. Der Rechnungsprüfungsaus-

schuss besteht aus drei Mitgliedern, die von der Mittelschulverbandsversammlung aus ihrer Mitte bestimmt werden. 
2Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein von der Mittelschulverbandsversammlung bestimmtes Mitglied 
des Rechnungsprüfungsausschusses. 

 
 

§ 3 Schulverbandsversammlung 
 
(1) 1Die Schulverbandsversammlung besteht aus den ersten Bürgermeistern der am Schulverband beteiligten Gemeinden 

oder deren nach Art. 31 Abs. 2 oder Abs. 3 KommZG bestellten Stellvertretern. 2Gemeinden, aus denen mehr als 50 
Schülerinnen und Schüler die Verbandsschulen besuchen, entsenden ferner bis 100 Verbandsschüler einen weiteren 
Vertreter und für jedes weitere angefangene Hundert Verbandsschüler einen weiteren Vertreter als Mitglied in die Schul-
verbandsversammlung (Art. 9 Abs. 3 BaySchFG). ³Gemeinden, aus denen weniger als 51 Schülerinnen und Schüler 
die Verbandsschulen besuchen, können einen weiteren Vertreter in die Schulverbandsversammlung entsenden, der 
beratend an den Sitzungen teilnehmen kann. 
 

(2) Den Vorsitz in der Schulverbandsversammlung führt der Schulverbandsvorsitzende. 
 
(3) 1Die Schulverbandsversammlung ist zuständig für die ihr nach Art. 34 Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Angelegenheiten. 
 
 

§ 4 Schulverbandsvorsitzender 
 
(1) Die Schulverbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer von sechs Jahren den Schulverbandsvorsitzenden 

und seinen Stellvertreter sowie einen weiteren Stellvertreter. 
 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Schulverbandsversammlung sowie der beschließenden 
Ausschüsse und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung dem ersten 
Bürgermeister zukommen. 

 
 

§ 5 Rechtsstellung des Schulverbandsvorsitzenden 
und der übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung 

 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung sind eh-

renamtlich tätig. 
 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 310,-- 
Euro. 

 
(3) Der erste Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden erhält eine Entschädigung in Höhe von 160,-- Euro. Der weitere 

Stellvertreter erhält keine monatliche Entschädigung. 
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld in Höhe von 30,-- 
Euro für jede Sitzung. Für die Teilnahme an Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses erhalten die Mitglieder des 
Rechnungsprüfungsausschuss ein Sitzungsgeld i.H.v. 50 € pro Sitzung. 

 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten auf Antrag 
 

a) als Beschäftigte eine Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall, 
 
b) wenn ihnen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 

versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, eine Pauschalentschädi-
gung wie für selbstständig Tätige. 
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§ 6 Geschäftsgang des Schulverbandes 
 

1Die Schulverbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Im Übrigen gelten für den Geschäftsgang die Bestim-
mungen der Gemeindeordnung. 
 
 

§ 7 Geschäftsführung des Schulverbandes 
 
1Als Geschäftsstelle des Schulverbandes wird die Gemeindeverwaltung desjenigen Verbandsmitglieds bestimmt, das den 
Schulverbandsvorsitzenden stellt. 2Für die Aufwendungen zur Führung der Geschäftsstelle erhält das betroffene Verbands-
mitglied eine Entschädigung, die durch gesonderte Vereinbarung geregelt wird. 
 
 

§ 8 Kassengeschäfte des Schulverbandes 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbandes werden am Ort der Geschäftsstelle des Schulverbandes geführt. 
 
 

§ 9 Rechnungsprüfung 
 

Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
 

§ 10 Finanzierung des Schulverbandes 
 
Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern 
eine Schulverbandsumlage. 
 
 

§ 11 Auseinandersetzung 
 

Im Falle der Auflösung des Schulverbandes oder des Ausscheidens einer oder mehrerer Mitgliedsgemeinden findet eine 
Auseinandersetzung nach Art. 47 KommZG statt. 
 
 

§ 12 Bekanntmachungen des Schulverbandes 
 

(1) Die Bekanntmachungen des Schulverbandes erfolgen im Amtsblatt des Landratsamtes Rosenheim. 
 

(2) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes weisen auf die Bekanntmachungen in ihren amtlichen Bekanntmachun-
gen hin. 

 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 

Diese Verbandssatzung tritt zum 01.05.2026 in Kraft. 
 
 
Mittelschulverband Rott a. Inn 
Rott a. Inn, 24.06.2026 
 
gez.  
 
Daniel Wendrock 
Schulverbandsvorsitzender 
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Die Verbandssatzung wird zur Erlangung der Rechtswirksamkeit bekanntgemacht. 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 07.08.2026 
 
gez.  
 
Stegemann 
Oberregierungsrat 
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SONSTIGES 
 
 
 
Bekanntmachung der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg a. Inn 
 
Aufgebot für Sparurkunden gemäß § 25 SpkO, Art. 34 - 42 AGBGB. 
Nachstehende Sparurkunde wurde zu Verlust gemeldet und wird öffentlich aufgeboten: 
 
Sparurkunden Nr.: 3163238151 
ausgestellt auf: Dr. Robert Alexander Huber 
Antragsteller des 
Aufgebotsverfahrens: Dr. Robert Alexander Huber 
 
An den Inhaber der Urkunde ergeht die Aufforderung, binnen drei Monaten ab heute seine Rechte unter Vorlage der Urkunde 
bei der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn anzumelden, widrigenfalls die Urkunde für kraftlos erklärt wird. 
 
Wasserburg am Inn, den 28.08.2026 KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN 
 



Anlage 1 zum Amtsblatt Nr. 12 vom 28.08.2026 des Landkreises Rosenheim 


	Baugenehmigung
	Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.
	Baugenehmigung
	Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.
	Baugenehmigung
	Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

